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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Protokoll vom 15. Oktober 2007 
zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen vom 29. Mai 1996 
und des Protokolls hierzu vom 29. Mai 1996 


A. Problem und Ziel 

Durch das vorliegende Änderungsprotokoll sollen das geltende 
Abkommen vom 29. Mai 1996 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Russischen Föderation zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen und das dazugehörige Protokoll vom selben Tage (BGBl. 1996 
II S. 2710) aktualisiert werden. Der Informationsaustausch soll erwei- 
tert und die Zusammenarbeit der Finanzbehörden beider Staaten hin- 
sichtlich Steuern jeder Art verbessert werden. Weiterhin war dem rus- 
sischen Wunsch nach Gleichbehandlung russischer Investmentfonds 
mit deutschen Investmentfonds Rechnung zu tragen. Im Übrigen soll- 
te eine Vereinfachung der Abkommensanwendung bezüglich der Divi- 
dendenbesteuerung erreicht werden. 

B. Lösung 

Das Änderungsprotokoll vom 15. Oktober 2007 enthält die dafür not- 
wendigen Regelungen. Es vollzieht hinsichtlich des Informationsaus- 
tausches die Aktualisierungen des OECD-Musterabkommens 2005 
nach. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Änderungsproto- 
koll die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der gesetzge- 
benden Körperschaften erlangen. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
Auswirkungen. Steuermindereinnahmen in einzelnen Bereichen dürf- 
ten sich durch Steuermehreinnahmen in anderen Bereichen weitge- 
hend ausgleichen. 

2. Vollzugsaufwand 

Kein nennenswerter Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 

F. Bürokratiekosten 

Grundsätzlich werden durch Doppelbesteuerungsabkommen keine 
eigenständigen Informationspflichten oder Bürokratielasten begrün- 
det, da sie lediglich die nach nationalem Steuerrecht bestehenden 
Besteuerungsrechte der beteiligten Vertragsstaaten voneinander 
abgrenzen. In diesem Fall werden jedoch in Artikel 2 des Änderungs- 
protokolls Informationspflichten für die Verwaltung erweitert. Die 
Erweiterung beinhaltet die Übernahme der Regelung zum Informati- 
onsaustausch entsprechend dem OECD-Musterabkommen 2005. 
Wegen fehlender Daten ist eine Quantifizierung jedoch nicht möglich. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, ■ September 2008 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 15. Oktober 2007 zur 
Änderung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
vom 29. Mai 1996 und des Protokolls hierzu vom 29. Mai 1996 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 29. August 2008 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden 
unverzüglich nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Protokoll vom 15. Oktober 2007 
zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen vom 29. Mai 1996 
und des Protokolls hierzu vom 29. Mai 1996 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Wiesbaden am 15. Oktober 2007 Unterzeichneten Protokoll zur Ände- 
rung des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Rus- 
sischen Föderation zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen vom 29. Mai 1996 und des Pro- 
tokolls hierzu vom 29. Mai 1996 (BGBl. 1996 II S. 2710) wird zugestimmt. 
Das Protokoll wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Protokoll nach seinem Artikel 4 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Änderungsprotokoll findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Änderungsprotokoll 
betroffenen Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil 
den Ländern oder den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Änderungsprotokoll nach seinem 
Artikel 4 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Durch das Änderungsprotokoll verzichtet die Bundesrepublik Deutschland 
durch Einräumung eines russischen Quellensteuerrechts auf Erträge aus russi- 
schen Investmentfonds in gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den 
Ländern oder den Gemeinden zufließen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass es 
sich hierbei um eine Gleichbehandlung mit dem bereits bestehenden deutschen 
Quellensteuerrecht auf Ausschüttungen von deutschen Investmentfonds han- 
delt. Durch den erweiterten Informationsaustausch bezüglich Steuern jeder Art 
wird eine zutreffendere Besteuerung erwartet. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind von 
dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Protokoll 

zur Änderung des Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen vom 29. Mai 1996 
und des Protokolls hierzu vom 29. Mai 1996 


□ pOTOKOJl 

o BHeceHMM MSMeHeHMPi B CornaLiieHi/ie Mexfly 
OeflepaiMBHOM Pecnyöni/iKOM FepMaHUFi 
M PoccuMCKOM OeflepauMOM 

o6 MSöexaHMM flBOMHoro Hanoroo6no>KeHMB b OTHomeHMM Ha/ioroB 
Ha flOxoAbi M MMytAecTBO OT 29 Man 1996 rofla 
M ripoTOKOJi K HeMy OT 29 Man 1996 rofla 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Russische Föderation - 

von dem Wunsch geleitet, ein Protokoll zur Änderung des 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Russischen Föderation zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermö- 
gen vom 29. Mai 1996 (nachfolgend „das Abkommen“ genannt) 
und des Protokolls hierzu vom 29. Mai 1996 (nachfolgend „das 
Protokoll vom 29. Mai 1996“ genannt) zu schließen - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a) des Abkommens erhält fol- 
genden Wortlaut: 

„5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft ist, die unmittelbar über 
mindestens 10 vom Hundert des Grund- oder Stammkapitals 
der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt und dieser 
Kapitalanteil mindestens 80 000 Euro oder den entsprechenden 
Wert in Rubeln beträgt;“. 


Artikel 2 

Artikel 26 des Abkommens erhält folgenden Wortlaut: 

„Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder zur Verwaltung bzw. Vollstreckung des innerstaatlichen 
Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 
Rechnung eines Vertragsstaats erhoben werden, voraussicht- 
lich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende 
Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informati- 
onsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 


OeflepaTMBHan Pecnyöni/iKa lepMaHUH 

M 

PoccMMCKan cheflepaumq, 

pyKOBOflCTByficb xenaHneM saKmoHUTb FIpoTOKon o BHece- 
HMM MSMeHeHMM B ComameHMe Mexny cheflepajMBHOM Pecnyö- 
JIMKOM FepMaHMH M POCCMMCKOM OeflBpaUMeM 06 MSÖexaHMM 
flBOMHoro Hanorooö/ioxeHMH b OTHomeHMM HanoroB Ha floxoflbi 
M MMymecTBO OT 29 Man 1996 rofla (b flanbHeMiueM - Corname- 
HMe) M ripoTOKon K HeMy ot 29 Man 1996 rofla (b flanbHeMiueM - 
FIpoTOKon OT 29 Man 1996 rofla), 

cornacMflMCb o HMxecneflyiou4eM: 

CTaTbH 1 

rioflnyHKT a) nyHKTa 1 CTaTbM 10 CornameHMB MsnoxMTb 
B cneflyioifleM peflaKUMM: 

«nHTM npoueHTOB aanoBOM cyMMbi flMBMfleHflOB, ecnM umliom, 
cjjaKTMHecKM oönaflaiOLflMM npaaoM coöcTBeHHOCTM Ha hmx, 
HBflHeTCB KOMnaHMB, KOTopaB HenocpeflCTBeHHO pacnonaraeT 
no MeHbiueM Mepe flecBTbio npopeHTaMM ycTaanoro mam CKna- 
flOHHoro KanMTana BbinnaHMBatoifleM flMBMfleHflbi KOMnaHMM, m 
3Ta flonn ynacTMB b KanMTane cocTaenfleT ne Menee hsm 
80.000 eapo mam aKBMBaneHTHyio cyMMy b pyöAHx;«. 

CTaTbn 2 

CTaTbK) 26 CornaiueHMB M3A0>KMTb B cneflyiOLfleM peflaKqMM: 

«CTaTbB 26 
OÖMBH MHCfjOpMaUMeM 

(1) KoMneTeHTHbie opranbi floroBapMBaioiflMXCB FocyflapcTB 
OÖMBHMBaiOTCB MHCjjOpMaLlMeM, KOTOpaH MO>KeT CHMTaTbCB 
cyLflecTBBHHOM flAB ocyiflecTBAeHMB HacTOBLflero CornaiueHMB 
MAM flAB aflMMHMCTpMpOBBHMB M MCnOAHeHMB HaUMOHaAbHOrO 
saKOHOflaTSAbCTBa floroBapMBaioiflMXCB rocyqapcTB b othoiug- 
HMM HanoroB nioöoro BMfla mam HaMMeHOBaHMB, BSMMaeMux ot 
MMBHM floroBapMBaioiflerocB FocyflapcTBa, b tom hbctm, b kbkom 
H anorooÖAOxeHMe no sTOMy saKOHOflaTenbCTBy He npoTMBope- 
HMT HacTOBifleMy CornameHMK). OÖMen MHCjDopMauMeM ne orpa- 
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(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat gemäß Absatz 1 
erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informatio- 
nen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich 
der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich 
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der 
Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung 
von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steu- 
ern oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen 
oder Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke 
verwenden. Sie dürfen die Auskünfte in einem öffentlichen 
Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen- 
legen. 


(3) Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichte- 
ten sie einen Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungs- 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfah- 
ren preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen 
Ordnung widerspräche. 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Infor- 
mationen, so nutzt der andere Vertragsstaat die ihm zur Verfü- 
gung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 
Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informa- 
tionen für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die 
im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den 
Beschränkungen gemäß Absatz 3, sofern diese Beschränkun- 
gen einen Vertragsstaat nicht nur deshalb an der Erteilung von 
Informationen hindern, weil er kein innerstaatliches steuerliches 
Interesse an diesen Informationen hat. 


(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein 
Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ableh- 
nen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen 
Finanzinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder Treuhän- 
der befinden oder sie Eigentumsverhältnisse an einer Person 
betreffen. 


(6) Soweit aufgrund dieses Abkommens und nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermit- 
telt werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmun- 
gen unter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden 
Rechtsvorschriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
dem angegebenen Zweck und nur zu den durch die übermit- 
telnde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf 
Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten und 
über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 


HMHMBaeTcn no/ioxeHnnMM CTaTeii 1 m 2 HacToniuero Corname- 
HMa. 

(2) Jlioöaa MHCttopMaunn, nonyHeHHan floroBapnaaioinMMcn 
focyflapcTBOM corjiacHO nyHKty 1 HacToaiueM cjaxbn, flonxHa 
CHMTaTbCH KOHCjDMfleHUHanbHOM TBK Xe, KBK MHCjDOpMaUMH, 
no/iynaeMan na ocHOBaHnn HaunoHanbHoro saKOHOflaienbCTBa 
SToro FocyflapcTBa, n Moxei öbiTb npeflocTaaneHa lo/ibKO 
ni/iuaM nnn opranaM (BKnioHan cyflbi m aflMUHUCTpaTUBHbie 
opraHbi), KOTopbie sannMaKiTCFi HaHucneHneM i/inn eanMaHneM 
HanoroB, ynoMHHyjbix b nyHKxe 1 HacTOfniteM cjaxbn, npnHyfln- 
xenbHbiM BSbiCKaHneM i/inn yronoBHbiM npecneflOßaHi/ieM, npn- 
HHTneM pemeHMM no BOspaxennnM n xanoöaM b OTHOiiieHnn 
3TMX HanoroB, nnöo naflsopoM sa tbkom flenxeribHOCTbio. Gxm 
xiMua MxiM opraHbi Moryx ncnonbsoBaxb HHcjjopMauMio xo/ibKO 
B yKaaaHHbix uexinx. Ohm Moryx pacKpuBaxb flaHHyio MHcjtopMa- 
UMIO B XOfle OXKpbIXbIX CyfleÖHblX SaCeflBHMM MBM B CyfleÖHblX 
peijjeHMFix. 

(3) riojioxeHMH nyHKxoB 1 m 2 HacxonineM cxaxbM ne flo/ix- 
Hbl MCXOnKOBblBaXbCH KBK OÖHSblBaiOmMe flOrOBapMBaK3LL|eeCFI 
focyflapcxBo; 

a) npoBOflMXb B uennx npeflOCxaeneHMa MHCjaopiviauMM bamm- 
HMCxpaxMBHbie MeponpMHXMH, npoxMBopenaiAMe saKOHOAa- 
xenbcxBy mxim aAMMHMCxpaxMBHOM npaKXMKe axoro mam Apy- 
roro floroBapMBBiOLAerocH FocyAapcxBa; 

b) npeAocxaBnaxb MHcbopMauMKt, Koxopaa b cooxBexcxBMM 
c SaKOHaMM MXIM MMeiOLAeMCFI aAMMHMCXpaXMBHOM npaKXM- 
KOM axoro mxim APyroro floroBapMBaiOLAerocn FocyAapcxBa ne 
Moxex öbixb nonyHena; 

c) npeAocxaBAaxb MHcjtopMauMio, Koxopaa pacKpuBaxia 6bi 
Kaxyio-xiMÖo xoproByio, npoMbiujneHHyio, npeAnpMHMMa- 
xexibCKyio mam npocbeccMOHaAbHyio xaMHy amöo xoproBUM 
npopecc, MAM npeAOCxaBAeHMe KOxopoM npoxMBopenMAO 
6bi rocyAapcxBeHHOM noAMXMxe. 

(4) Ecam floroBapMBaioLAeeca FocyAapcxBO aanpaiuMBaex 
MHcbopMauMio coxAacHO noAoxeHMBM HacxoaiueM cxaxbM, xo 
Apyroe floroBapMBaioLAeecB FocyAapcxBo npeAnpMHMMaex mmb- 
lOLAMecB B ero pacnopnxeHMM Mepw aab ncAyneHMB aanpomeH- 
HOM MHcttopMauMM Aaxe B CAynae, ecAM axo APyroe FocyAap- 

CXBO AAH COÖCXBeHHblX HBAOrOBblX UeABM B XaKOM MHCftOpMaUMM 
He HyxAaexcB. OönaaxeAbcxBO, npeAycMOxpeHHoe b npeAbiAy- 
luew npeAAOxeHMM Hacxofnuero nyHKxa, noAAexMX orpaHMte- 
HMBM, yCXBHOBAeHHblM nyHKXOM 3 HaCXOBLUeM CXaXbM, aa MC- 
KAioHeHMeM CAynaeB, koxab axM orpaHMHeHMB npenaxcxByiox 
floroBapMBaioLLieMycFi FocyAapcxBy npeAocxaBABXb MHcbopivia- 
UMK) XOAbKO Ha XOM OCHOBaHMM, HXO OHO CBMO B HaUMOHaAbHblX 
HBAOrOBblX UeABX B XBKOM MHCjtOpMaUMM He saMHxepecoBaHO. 

(5) riyHKX 3 HacxoBLueM cxaxbM hm b Koeiui CAynae He AOAxeH 
McxoAKOBbiBaxbCB KBK noaBOAFHoiAMM floroBapMBBiomeMycB Fo- 
cyAapcxBy oxKaaaxb b npeAocxaBAeHMM MHcjaopMauMM xoabko 
AMLAb Ha XOM OCHOBaHMM, HXO xBKOM MHcjjopMauMeM pacnoABra- 
ex öaHK, MHan xpeAMXHaa opraHMaauMB, HOMMHBAbHbiM Aspxa- 
xeAb, areHx mam AOBepMxeAbHbiM ynpaBABioiAMM mam hxo xaKan 
MHCJjopMauMH KacaexcH MMyiAecxBeHHbix MHxepecoB apmmbhm- 
XeAbHO K KBKOMy-AMÖO AMUy. 

(6) Ecam hb ochobbhmm HacxoBiiiero CorAauieHMB m cornac- 
HO HauMOHBAbHOMy aBKOHOAaxBAbcxBy nepeAaioxcfi CBeASHMB, 
KacaioiAMecB cJtMaMnecKMx amu, xo c ynexoM npaBOBbix HopM 
KaxAoro floroBapMBBiOLAerocH FocyAapcxBa AonoAHMxeAbHO 
AOMCXByiox CABAyiomMe noAOxeHMB: 

a) McnoAbaoBBHMe caeAeHMM noAyHaxeAeM AonycKaexcn xoAb- 
KO B yKaaaHHbix ueanx m xoAbKO b cooxBexcxBMM c ycAOBMB- 
MM, npeAycMOxpeHHbiMM nepeAaiOLAMM ynpexAeuMeM; 

b) noAynaxeAb cxbbmx b MSBecxHocxb nepeAaBiuee CBeAeHMB 
yHpexAOHMe no ero npocböe o npMMeneHMM nepeAaHHbix 
CBeAeHMM M noAyHeHHbix c MX noMoiAbio peayAbxaxax; 

c) CBeASHMB, KacaiOLAMecB ct)M3MHecKMx AMU, Moryx öbixb ne- 
peAaHbi xoAbKO B KOMnexoHXHbie ynpexAeHMH. Hx nocue- 
Ayioiuan nepeAaua ApyrMM ynpexAeHMAM Moxex npoMcxo- 
AMXb xoAbKO c upeABapMxeAbHoro corAacMB nepeAaraiuero 
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d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweils innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsver- 
bote zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder 
Daten, die nicht übermittelt werden durften, übermittelt wor- 
den sind, so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzutei- 
len. Er ist verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung 
vorzunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, dass das öffentliche Interesse an der Versagung der 
Auskunft das Interesse des Betroffenen an der Auskunftser- 
teilung überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des 
Betroffenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten 
Auskunft zu erhalten, nach dem nationalen Recht des Ver- 
tragsstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt 
wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Abkommen rechtswidrig 
geschädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im 
Verhältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht 
darauf berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde 
Stelle verursacht worden ist. 

g) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende nationale 
Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezogenen 
Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist die 
übermittelnde Stelle den Empfänger darauf hin. ünabhängig 
von diesem Recht sind die übermittelten personen bezoge- 
nen Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie 
übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 


h) Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig 
zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirk- 
sam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und 
unbefugte Bekanntgabe zu schützen.“ 

Artikel 3 

Nummer 4 des Protokolls vom 29. Mai 1 996 zu Artikel 1 0 des 
Abkommens erhält folgenden Wortlaut: 

„Der Ausdruck „Dividenden“ umfasst auch Ausschüttungen auf 
Anteilscheine an einem Investmentvermögen und auf Seiten der 
Bundesrepublik Deutschland auch Einkünfte eines stillen 
Gesellschafters aus seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter.“ 

Artikel 4 

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Moskau ausgetauscht. 

(2) Dieses Protokoll tritt am Tag des Austausches der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten ab 
dem 1. Januar des Kalenderjahres anzuwenden, das dem Jahr 
folgt, in dem das Protokoll in Kraft tritt. 


yHpexfleHMfi; 

d) nepeflaramee ynpe^fleHne oönsaHo cneflnxb sa flocxoeep- 
HOCTbK) nepeflaeaeMbix ceeAeHi/iM, a xaKxe sa nx Heoöxofln- 
Mocxbio M afleKsaxHOCXbKi uennM, Koxopwe npec/ieflyioxca 
nepeflanePi caefleHMM. Elpn sxom cneayex ynuxbisaxb aeä- 
cxByKsiune b paMKax HaunoHa/ibHoro saKOHOflaxenbcxBa 
sanpexbi Ha nepeflany caeAeHMM. Ecam OKasbisaexca, hxo 
öbiAM nepeAAHbi HeaepHbie CBeAeHMB mam caeAeHMfi, He 
noAAe>KaBiiJMe nepeAane, xo o6 sxom neoöxoAHMO nesa- 
MeAAMxexibHO MSBecxMXb noAynaxenn. Oh obasan noAsepr- 
Hyxb MX MCnpaBAOHMK) MAM yHMHXO>KeHMK3; 

e) no saABAeHMK) saMHxepecoBaHHoro AMpa eMy BbiAaexca 
cnpaBKa o nepeAane KacatotAnxca ero ceeAeHMM, a xaK>Ke o 
npeAnoAaraeMbix peAHX mx McnoAbsoeaHMA. BbiAana cnpae- 
KM He oönsaxeAbHa, ecAM anaAMs noKasbieaex, hxo rocy- 
AapcxBeHHbie MHxepecbi b oxKase b BbiAane cnpaaKu npe- 
BBAMpyiox HBA MHxepecBMM cooxBexcxByKtiAäro AMua B ee 
noAyneHMM. B ocxbabhom npaaa saMHxepecoaaHHoro AMpa 
Ha noAyneHMe cnpaBKM o6 MMeioiuHXCA o hbm CBeAOHMAX 
peryAMpyioxca HapponaAbHUM saKOHOAaxeAbcxBOM xoro 
floroBapMBaiomerocH EocyAapcxBa, na xeppMxopMM Koxopo- 
ro sanpaiAMBaexcA cnpaBKa; 

f) ecAM KOMy-AMÖo öbiA npoxMBonpaBHO HaneceH yipepö 
BcneACXBMe nepeAanM caeACHMM b paMKax oöMena MHCftop- 
MapMeM no HacxoaiueMy CornameHMio, oxBexcxeeHHOcxb 
B CBA3M c sxMM Hecex npMHMMaKsipee ynpexABHHe b coox- 
BexcxBMM c ero HapMonaAbHbiM saKOHOAaxenbcxBOM. Oho 
H e Moxex B oxHOLueHMM noHecLuero yipepö AMpa ccbmaxbca 
ceöe B onpaBAaHMe na xo, hxo yipepö öwa npMHMHOH nepe- 

AaKtipMM ynpexAeHMOM; 

g) ecAM HapMOHaAbHoe saKOHOAaxeAbcxBO, b paMKax Koxopo- 
ro ASMCXByex nepeAaiomee ynpexAeniie, npeAycMaxpMBaex 
B oxHOLLieHMM nepeAaHHbix cseAeHMM, KacatoiAMxcn cjtMSM- 
necKMx AMp, ocoöbie npaaMAa yHMHxo>KeHMa, xo nepeAara- 
Luee ynpexAeHMe yKasbiaaex na sxo noAynaxeAK). HesaaM- 
CMMO ox sxoro saKOHOAaxeAbcxaa nepeAannbie CBeAOHMH, 
KacaioLAMecA cjjMSMHecKMX AMP, noAAexax yHMHXoxeHMio, 
ecAM OHM He xpeöyioxca öoAee aaa peAeit, aaa Koxopbix 
OHM öbiAM nepeAaHbi; 

h) floroBapMBaKtiAMecH focypapcxBa oöasaHbi AOKyMenxaAbHO 
saperMCxpMpoBaxb nepsAany m noAyneHMe ceeASHMM, Kaca- 
KDLAMXCH CjjMSMHeCKMX AMp; 

i) nepeAaraiAee m npMHMMaKsiAee ynpexAeHMA oöasaHbi oxpa- 
HAXb nepeAaHHbie b oxHomeHMM cjjMSMnecKMx amp caeASHMa 
ox Aocxyna k hmm, mx MSMOHeHMH m pasrAaiueHMH ampbmm. 
He MMeiOLAMMM HB XO npaBO”. 

Cxaxbn 3 

riyHKX 4 ripoxoKOAa ox 29 Man 1996 roAa k cxaxbe 10 CorAa- 

BjeHMA MSAOXMXb B CAeAyK3LpeM peAaKpMM: 

«TepMMH „AMBMAeHAbl’’ BKAKSHaeX XaKXe BbinAaXbl no MHBeCXM- 
PMOHHbiM naAM naoBoro MHBecxMpMOHHoro cjtoHAa, a npMMeHM- 
xeAbHO K cpeAopaxMBHOM PecnyöAMKe EepMaHMH xaKxe aoxoan 
H erAacHoro ynacxHMKa ox ero AOAeaoro ynacxMA KaK xaKOBoro». 

CxaxbH 4 

(1) HaCXOALAMM ripOXOKOA nOAABXMX paXMCjtMKapMM; OÖMBH 
paXMCjDMKapMOHHblMM TpaMOXaMM COCXOMXCA B T. MOCKBB B B03- 
MOXHO KOpOXKMe CpOKM. 

(2) HacxoALAMM ripoxoKOA BCxynMx B CMAy B AeHb oÖMena 
paXMCjDMKapMOHHbIMM XpaMOXaMM M ÖyAOX npMMeHAXbCH B OÖOMX 
floroBapMBatoipMxcH IbcyAapcxaax c 1 HHaapn KaaeHAapHoro 
roAa, CAeAyKsipero sa toaom, b KoxopoM HacxonutMM flpoxoKOA 
BcxynMX B CMAy. 
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Geschehen zu Wiesbaden am 15. Oktober 2007 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


CoBepmeHO b Bncba/teHe 15 OKTHbpn 2007 ro/ta b flByx 
SKseMnnHpax, Ka>KflbiM na HeMeuKOM m pyccKOM nsbiKax, npn- 
HBM o6a TBKCTa MMeiOT oflMHaKOByto cuny. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cbeflepaTMBHyK) PecnybnnKy FepMaHMR 

Peer Steinbrück 

Für die Russische Föderation 
3a PoccMMCKyKD cbeAepauMKD 

Ku d r i n 
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Denkschrift zum Protokoll 

I. Allgemeines 

Das in Wiesbaden am 15. Oktober 2007 Unterzeichnete 
Protokoll zur Änderung des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Russischen Föde- 
ration zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
vom 29. Mai 1996 und des Protokolls hierzu vom 29. Mai 
1996 aktualisiert das genannte Abkommen und Protokoll 
(BGBl. 1996 II S. 2710). Durch die punktuellen Änderun- 
gen wird entsprechend der aktuellen Regelung im 
OECD-Musterabkommen 2005 die Zusammenarbeit der 
Finanzverwaltung verbessert. Hierdurch trägt das Ände- 
rungsprotokoll zur Vereinheitlichung auf diesem Gebiet 
bei. Zudem stellt es die steuerliche Gleichbehandlung 
russischer und deutscher Investmentfonds her und ent- 
hält schließlich eine Vereinfachung der Anwendung bei 
der Dividendenbesteuerung. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel ändert Artikel 10 Abs. 1 Buchstabe a des 
Abkommens. Auf russischen Wunsch war bei der Divi- 
dendenbesteuerung seinerzeit die Annahme einer 
Schachtelbeteiligung nicht nur von einer prozentualen 
Beteiligung, sondern auch von einem Mindestkapitalan- 
teil abhängig gemacht worden. Damit sollten nur gewich- 
tige Direktinvestitionen mit dem günstigeren Quellen- 
steuersatz von 5 Prozent besteuert werden. Auch heute 
hält die russische Seite an einem Mindestkapitalanteil 
fest. Mit der vorliegenden Änderung wird der Wert des 
Mindestkapitalanteiles jedoch von 160 000 DM 
(= 81 806,70 Euro) zur Vereinfachung der Anwendung auf 
80 000 Euro abgerundet. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel ändert Artikel 26 des Abkommens. Mit die- 
ser Änderung wird der Informationsaustausch auf der 


Basis des OECD-Musterabkommens 2005 erweitert. 
Durch den erweiterten Informationsaustausch wird die 
Zusammenarbeit der Finanzbehörden beider Staaten 
hinsichtlich Steuern jeder Art verbessert. Mit dieser 
Änderung kommt die deutsche Seite auch einem ent- 
sprechenden Wunsch des Bundesrechnungshofes nach. 
In Artikel 26 Abs. 6 des Abkommens wurden die Rege- 
lungen zum Datenschutz ergänzt. 


Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ändert Nummer 4 des Protokolls zu Arti- 
kel 10 des Abkommens (Dividendenbesteuerung). Das 
geltende Protokoll zum Abkommen von 1996 enthält auf 
damaligen russischen Wunsch nur eine einseitige Rege- 
lung zugunsten einer deutschen Quellensteuer auf Aus- 
schüttungen von deutschen Investmentfonds. Nach dem 
geltenden Doppelbesteuerungsabkommen unterliegen 
damit Ausschüttungen von russischen Investmentfonds 
keiner Quellensteuer. 

Im Hinblick auf Reformen im russischen Recht für Invest- 
mentfonds wünscht die Russische Föderation aus Grün- 
den der Gleichbehandlung ein Recht, Ausschüttungen 
von Investmentfonds an der Quelle zu besteuern. Mit die- 
ser Änderung wird das russische Besteuerungsrecht auf 
Ausschüttungen russischer Investmentfonds mit dem 
deutschen Besteuerungsrecht auf Ausschüttungen von 
deutschen Investmentfonds gleichgestellt. 


Zu Artikel 4 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkrafttreten 
des Änderungsprotokolls. Hiernach tritt das Änderungs- 
protokoll am Tag des Austausches der Ratifikationsur- 
kunden in Kraft und wird ab dem 1 . Januar des darauf 
folgenden Jahres anzuwenden sein. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Gesetzes auf Büro- 
kratiekosten geprüft, die durch Informationspflichten begründet werden. 

Mit dem vorliegenden Entwurf werden fünf Informationspflichten für die 
Verwaltung eingeführt. Für Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger 
werden keine Informationspflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines gesetzlichen Prüf- 
auftrags keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 
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